
Verfahren in den Fällen, in denen es das Gesetz vorsieht oder das öf-
fentliche Interesse es nach ihrer Ansicht in der Verhandlung der Angele-
genheit erfordert.460

C. Positiver Kompetenzkonflikt

1. Problemstellung

Handelt es sich bei den Antragstellern um die am Anlassverfahren betei-
ligten Parteien, gilt das soeben zu den Verfahrensbeteiligten eines nega-
tiven Kompetenzkonflikts Gesagte.461 Heikel wird es, wenn der Antrag
von der Regierung oder der im Verfahren befassten letzten Instanz in-
nerhalb der unerstreckbaren Frist beim Staatsgerichtshof gestellt wird.
Auch hier sind verschiedene Fallkonstellationen denkbar. Fraglich ist je-
doch, ob das Kompetenzkonfliktsverfahren, das ja gerade nicht von
einer der am Anlassfall beteiligten Partei, sondern von der Regierung
oder der im Verfahren befassten letzten Instanz eingeleitet wird, über-
haupt noch als mit dem Ausgangsverfahren zusammen als einheitlicher
Prozess angesehen werden kann. Möglich ist auch, dass bereits eine
rechtskräftige Entscheidung in derselben Sache sowohl des Gerichts als
auch der Verwaltungsbehörde vorliegt.

2. Parteistellung

Die Frage der Parteistellung kann für alle Verfahrensbeteiligten in einem
positiven Kompetenzkonfliktsverfahren relativ einfach beantwortet
werden. Dies trifft aber nur dann zu, wenn alle in der Praxis möglichen
Fallkonstellationen zusammen mit dem Anlassverfahren als einheitliches
Verfahren betrachtet werden. Die Regierung erhält als Antragstellerin
auf Grund der allgemeinen Verfahrensvorschriften oder im Wege des
Art. 13 StGHG Parteistellung im Verfahren. Die im Verfahren befasste
letzte Instanz wird als Antragstellerin ebenfalls im Wege der allgemeinen
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460 Zu diesem Artikel einlässlich hinten S. 235 ff.
461 Siehe vorne S. 216 f.


